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Zehn Jahre „Neue Justiz44

Von Dr. KURT SCHUMANN, Präsident des Obersten Gerichts der DDR

Die „Neue Justiz“ ist die einzige juristische Fachzeit­
schrift unserer Republik, die heute auf eine ununter­
brochene und erfolgreiche Arbeit von zehnjähriger 
Dauer zurückblicken kann.

Zehn Jahre „Neue Justiz“ — das ist ein Stück Ge­
schichte unserer demokratischen Rechtsentwicklung, 
wie sie besser nicht geschrieben werden kann; aber 
nicht nur ein Stück Geschichtsschreibung, sondern weit 
mehr: nämlich selbst ein Stück Entwicklung.

Als zu Beginn des Jahres 1947 das erste Heft der 
„Neuen Justiz“ erschien, ging es darum, in Gesetzen 
und in der Rechtsprechung mit den Überresten der 
faschistischen Vergangenheit aufzuräumen. Die Worte 
des Geleits, mit denen der damalige Chef der Deut­
schen Justizverwaltung in der sowjetischen Besatzungs­
zone, Dr. S c h i f f e r ,  die neue Zeitschrift der Öffent­
lichkeit vorstellle, lassen erkennen, daß man nicht nur 
die Trümmer der faschistischen Justizwillkür besei­
tigen, sondern etwas Neues aufbauen wollte: einen 
neuen demokratischen Rechtsstaat. Aber wie unter­
schiedlich waren die Vorstellungen über die reale Ge­
stalt, oder richtiger gesagt: wie verschieden weit wur­
den die Ziele für die Entwicklung von den verschiede­
nen Menschen gesteckt, die sich der neuen Zeitschrift 
annahmen.

Bereits in den ersten Heften des 1. Jahrgangs werden 
jedoch klar und kompromißlos die Ziele einer konse­
quent demokratischen Rechtsentwicklung gewiesen, die 
allein das deutsche Volk vor einer Wiederkehr des 
Jahres 1933 mit seinen vernichtenden Folgen behüten 
kann. Schon im zweiten Heft legt Dr. M e l s h e i m e r  
als damaliger Vizepräsident der Zentralen Deutschen 
Justizverwaltung in der sowjetischen Besatzungszone 
unter der Überschrift „Zu einer neuen Justiz“ die Auf­
gaben dar, welche die „Neue Justiz“ seiner Meinung 
nach über die in den Geleitworten gegebene Zielsetzung 
hinaus zu erfüllen hatte. Er warnt vor einer Entwick­
lung — im Hinblick auf gewisse sich bereits damals ab­
zeichnende Tendenzen in Westdeutschland —, cfle dazu 
führen könnte, noch einmal die Demokratie mit Hilfe 
einer unpolitischen Justiz zu vernichten. Er verlangt 
einen kompromißlosen Bruch mit der Vergangenheit 
nicht nur in sachlicher, sondern auch in personeller Be­
ziehung. Und von der Sorge getragen, welche Folgen 
die Rechtszersplitterung für die Einheit Deutschlands 
haben könnte, weist er schon damals warnend auf die 
ersten Versuche einer Rehabilitierung der faschistischen 
Justiz in Westdeutschland hin.

Mit dieser klaren Zielrichtung geht die „Neue Justiz“ 
ihre ersten Schritte und setzt ihren Weg immer ent­
schlossener und selbstbewußter fort. Das nach west­
lichen Anschauungen einfach indiskutable Problem der 
Volksrichter wird offen und ohne jede Kompromiß­
bereitschaft angepackt. Ohne jeden Versuch, die in per­
soneller Hinsicht bestehenden großen Schwierigkeiten 
zu beschönigen, werden die Pläne für die Ausbildung 
der neuen Richter aus dem Volke dargelegt und damit 
viel deutlicher als mit großen Worten gesagt, wie ent­
schlossen der Bruch mit dem Alten — mit faschisti­
scher Vergangenheit, aber auch mit übertriebenem 
Festhalten an der Tradition — vollzogen werden soll. 
Darüber schreibt Dr. Hilde B e n j a m i n  schon im 
ersten Heft des Jahres 194?^

Mit gleichem Mut und klarer Konzeption werden' in 
der neuen Zeitschrift auch alle anderen Probleme er­
örtert, die sich aus der Notwendigkeit ergaben, die 
antifaschistisch-demokratische Ordnung zu festigen und 
die von den werktätigen Massen des Volkes umgestal­
teten ökonomischen Verhältnisse zu schützen, die die 
ersten Bausteine für den demokratischen Wiederaufbau 
waren.

Die NJ war nicht nur die erste rechtswissenschaftliche 
Zeitschrift in der damaligen sowjetischen Besatzungs­
zone, sondern eine der ersten rechtswissenschaftlichen 
Zeitschriften Deutschlands nach 1945 überhaupt. Sie 
hat eine ihrer wichtigsten Aufgaben in den ersten Jah­
ren darin gesehen, nach Möglichkeit ein Auseinander­
streben der Rechtsentwicklung in den einzelnen Zonen 
Deutschlands zu verhindern. Deshalb finden wir bis 
Ende 1948, also bis zu dem Zeitpunkt der vollzogenen 
Spaltung, sehr eingehende Übersichten über die Ge­
setzgebung in den verschiedenen Besatzungszonen 
Deutschlands. In diesem Zeitpunkt hat die NJ viel dazu 
beigetragen, daß überhaupt bekannt wurde, welche Ab­
weichungen von dem früheren Zustand in den einzelnen 
Zonen auf allen die Gerichte berührenden Rechts­
gebieten gesetzlich getroffen worden waren.

Eine weitere besondere Aufgabe der NJ war es, un­
abhängig von der Entwicklung in den anderen Be­
satzungszonen Deutschlands wenigstens für eine ein­
heitliche Anwendung neuer und alter Gesetze in der 
sowjetischen Besatzungszone zu sorgen. Dieser Aufgabe 
diente sie insbesondere durch die Veröffentlichung von 
Entscheidungen einzelner Gerichte mit kritischen An­
merkungen. Man soll die Bedeutung dieser für die all­
gemeine Entwicklung unserer Rechtsprechung außer­
ordentlich wichtigen, von einigen wenigen Juristen für 
die Redaktion geschriebenen Anmerkungen nicht unter­
schätzen. Ohne Übertreibung können wir feststellen, 
daß die fortlaufende und verhältnismäßig umfangreiche 
Veröffentlichung der Entscheidungen und der ausführ­
lichen zustimmenden oder kritishen Anmerkungen 
wesentlich dazu beigetragen hat, daß sich die Recht­
sprechung der Gerichte in den einzelnen Ländern der 
damaligen Besatzungszone nicht zu weit vöneinder ent­
fernte.

Den gleichen Erfolg darf die NJ durch die gründliche 
Darstellung des neu in die Justizgesetzgebung der Län­
der der damaligen sowjetischen Besatzungszone einge­
führten Kassationsverfahrens und durch die fortlau­
fende Behandlung einzelner Fragen in Spezialartikeln 
für sich buchen.

Die Schwierigkeiten, die gerade bei dem Bemühen 
um eine möglichst einheitliche Rechtsentwicklung in 
der sowjetischen Besatzungszone bestanden, kann man 
heute schwer ermessen. Man darf nicht übersehen, daß 
gerade in den ersten Jahren nach 1945 die zentrale Ge­
walt sich nur langsam festigen konnte. Erst etwa 1947, 
Anfang 1948 hatte sich die demokratische Entwicklung 
in den einzelnen Ländern so weit konsolidiert, daß nun­
mehr auch daran gegangen werden konnte, die Länder 
auf bestimmten Sachgebieten wieder einer deutschen 
Zentralverwaltung unterzuordnen, und auch dabei 
mußte alles vermieden werden, was die schon damals 
vom Westen her sichtbar werdenden Spaltungstenden-
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